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POLICY BRIEF

Auf dem Weg zu starken sozialen 
Mindeststandards für den sozialen Fortschritt 

in Europa

2 / 2024 — Soziales

Zentrale Forderungen

• • Die EU hat eine Vielzahl allgemeiner sozialer 
Ziele und Prinzipien. Doch in der Praxis nahmen 
bislang marktliberale Ausrichtungen und restrik-
tive Fiskalregeln oftmals einen höheren Stellenw-
ert ein. Es muss noch viel getan werden, um die 
EU effektiv auf Kurs in Richtung eines sozialen 
Europas zu bringen. 

• • Es braucht eine Ausweitung fortschrittlicher 
sozialer Mindeststandards in der EU mit hohen 
Schutzniveaus und Nicht-Rückschritts-Klauseln 
als Teil eines neuen sozialen Aktionsprogramms. 
Gut ausgestaltete soziale Mindeststandards 
können dazu beitragen, Dumping-Wettbewerb 
und Absenkungswettläufe bei Sozialstandards 
einzudämmen und EU-weite Ziele zu erreichen. 

• • Die Bereiche, in denen rasch Schritte 
gesetzt werden müssen, reichen von 
effektiven Mindeststandards in den 
Bereichen Arbeitslosenversicherungs- und 
Mindestsicherungssystemen über die 
Bekämpfung von Lohn- und Sozialdumping bis 
hin zu Arbeitsrechten in den Gesundheitsberufen 
und in Bezug auf Künstliche Intelligenz. 

• • Die Wahl zum Europäischen Parlament 2024 
stellt ein wichtiges Zeitfenster dar, um die 
Diskussion um eine Ausweitung sozialer 
Mindeststandards in der EU zu stärken. 

Hintergrund

Obwohl in den EU-Verträgen mehrere soziale 
Ziele verankert sind, wie etwa die Ausrichtung auf 

„soziale Gerechtigkeit” und „sozialen Fortschritt” (Art. 3 
(3) EUV), nahmen in der Praxis bislang marktliberale 
Ausrichtungen und restriktive Fiskalregeln oftmals 
einen höheren Stellenwert ein. Die 2017 beschlossene 
europäische Säule sozialer Rechte gilt als zentraler 
Referenzpunkt in der Debatte um die soziale Dimension 
der EU. Sie enthält wichtige Grundsätze für sozialen 
Fortschritt, ihre Prinzipien sind aber sehr allgemein 
formuliert, nicht immer progressiv genug und rechtlich 
unverbindlich. In den letzten Jahren wurden mehrere 
neue sozialpolitische EU-Richtlinien beschlossen. Doch 
mit Blick auf tiefgreifende soziale Problemlagen ist klar: 
Es muss noch viel getan werden, um die EU effektiv auf 
Kurs in Richtung eines sozialen Europas zu bringen. 

Häufig wird argumentiert, die EU hätte im Bereich 
der Sozialpolitik kaum Kompetenzen. Doch 
dieses Argument ist – insbesondere wenn es um 
Arbeitnehmer:innenrechte geht – deutlich zu kurz 
gegriffen. Das EU-Vertragswerk eröffnet in Art. 153 
AEUV in mehreren Bereichen Handlungsspielräume, 
um rechtlich verbindliche soziale Mindeststandards 
in EU-Richtlinien zu verankern. Gestützt auf diese und 
weitere Kompetenzen wurden bereits einige soziale 
Mindeststandards in Richtlinien beschlossen. 

Gut ausgestaltete soziale Mindeststandards 
können dazu beitragen, Dumping-Wettbewerb 
und Absenkungswettläufe bei Sozialstandards 
einzudämmen und EU-weite Ziele zu erreichen. 
Es gilt jetzt, neue soziale Mindeststandards in 
der EU mit hohen Schutzniveaus und Nicht-
Rückschritts-Klauseln als Teil eines neuen sozialen 
Aktionsprogramms zu schaffen. Letzteres muss aber 
auch über soziale Mindeststandards hinausgehen: 
Es sollten unter anderem auch EU-Mittel für sinnvolle 
sozial- und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen (die 
auch die Umsetzung sozialer Mindeststandards 
unterstützen können) aufgestockt und ein soziales 

https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/image/AC15259929_20/11/LOG_0009/
https://www.awblog.at/Europa/eine-soziale-saeule-mit-vielen-fragezeichen
https://kuleuven.limo.libis.be/discovery/fulldisplay?docid=lirias1854697&context=SearchWebhook&vid=32KUL_KUL:Lirias&search_scope=lirias_profile&adaptor=SearchWebhook&tab=LIRIAS&query=any,contains,LIRIAS1854697&offset=0
https://www.etuc.org/en/document/etuc-resolution-updated-proposal-social-progress-protocol
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Fortschrittsprotokoll im EU-Primärrecht verankert 
werden – das den Vorrang sozialer Grundrechte 
vor den Marktfreiheiten des Binnenmarkts festhält. 
Darüber hinaus muss die neoliberale Schlagseite 
der „Economic Governance“ zurückgedrängt werden, 
welche sozialen Fortschritt in der EU blockiert. 

Hauptergebnisse

In folgenden Bereichen könnten die EU und ihre 
Mitgliedstaaten von ambitionierten sozialen 
Mindeststandards profitieren, welche einen Beitrag zu 
sozialem Fortschritt in der EU leisten würden.  

Arbeitslosenversicherung

Arbeitslosenversicherungssysteme zählen in 
allen Mitgliedstaaten zu den Kernbestandteilen 
der Sozialsysteme. Ihre Leistungen – sofern 
sie angemessen ausgestaltet sind – nutzen 
nicht nur arbeitslosen Menschen, indem sie das 
Absenken des Lebensstandards minimieren. 
Arbeitslosenleistungen erlauben Erwerbslosen die 
Suche nach einer für sie passenden Arbeitsstelle, was 
die Produktivität der Wirtschaft stärkt, und dämpfen 
Konjunkturabschwünge ab.

In mehreren Mitgliedstaaten füllen 
Arbeitslosenversicherungssysteme diese Funktionen 
aber nur unzureichend aus, so auch in Österreich. So 
zeigen die entsprechenden Daten der OECD, dass die 
Nettoersatzraten, die maximalen Bezugsdauern und 
die Abdeckungsraten von Arbeitslosenleistungen sehr 
stark auseinanderliegen. 

Eine Richtlinie zur sozialen Angemessenheit 
nationaler Arbeitslosenversicherungssysteme sollte 
jedenfalls folgende Bestimmungen enthalten: Sie 
sollte ambitionierte, ggf. schrittweise zu erreichende, 
Mindestwerte in Bezug auf die Nettoersatzrate 
des Arbeitslosengelds, wie etwa 75 Prozent, die 
Abdeckungsrate und die Anspruchsdauer festlegen. 

Mindestsicherung

2022 waren 95,3 Millionen Menschen in der EU (21,6 
Prozent der Bevölkerung) von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung bedroht. Beinahe ein Viertel der Kinder 
und Jugendlichen bis 18 Jahre in der EU waren von 
einem Armuts- oder Ausgrenzungsrisiko betroffen. Die 
soziale Lage ist derzeit gerade vor dem Hintergrund der 
Teuerungskrise für viele verheerend. 

Die Armutsbekämpfungsstrategie der EU hat 
bislang auf rechtlich unverbindliche Koordinierung 
gesetzt – mit begrenztem Erfolg: So wurde 
etwa das Armutsbekämpfungsziel der EU-2020-

Strategie deutlich verfehlt. Die Leistungen der 
Mindestsicherung liegen in fast allen Mitgliedstaaten 
unter der Armutsgefährdungsschwelle und sind 
oft deutlich geringer. Zudem ist die Antragstellung 
oft kompliziert und stigmatisierend – und viele, die 
anspruchsberechtigt wären, schrecken davor zurück. 

Ein Bestandteil einer gestärkten EU-
Armutsbekämpfungsstrategie sollte eine EU-
Rahmenrichtlinie zu Mindestsicherungssystemen sein.
Die Mindestvorgaben sollten sich jedenfalls 
auf die Höhe und die Abdeckung von 
Mindestsicherungsleistungen beziehen, das 
jeweilige nationale Wohlstandsniveau muss dabei 
berücksichtigt werden. Ein wichtiger Indikator, der 
bei der Ausarbeitung von Mindeststandards für 
Mindestsicherungssysteme einfließen sollte, ist 
die Höhe der Leistungen (ggf. in Kombination mit 
anderen relevanten Sozialleistungen) im Verhältnis zur 
jeweiligen nationalen Armutsgefährdungsschwelle. 

Bekämpfung von Lohn- und Sozialdumping

Durch das in der EU bestehende sehr hohe Gefälle 
zwischen den Lohnniveaus der Mitgliedstaaten werden 
unterschiedliche Ausformungen von Lohn- und 
Sozialdumping begünstigt. Österreich ist aufgrund 
des hohen Lohngefälles zu seinen Nachbarstaaten 
von Lohn- und Sozialdumping besonders 
betroffen: Verbunden sind damit sehr häufig eine 
Unterschreitung der österreichischen Mindestlöhne, 
Scheinentsendungen, Dumping durch die Bezahlung 
niedrigerer Sozialversicherungsbeiträge und die 
Nichtbeachtung sonstiger Schutzvorschriften.

Um Lohn- und Sozialdumping effektiv zu bekämpfen, 
sollte die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von 
Behörden bei Verwaltungsstrafverfahren sichergestellt 
bzw. verbessert werden; insbesondere bei illegaler 
Beschäftigung, Sozialbetrug und Steuerbetrug sollten 
die Möglichkeiten des Datenaustausches erleichtert 
werden. Auch die Möglichkeiten, zivilrechtliche 
Ansprüche grenzüberschreitend geltend zu machen, 
sollten verbessert werden. Die Anzahl gemeinsamer 
Kontrollen von zwei oder mehrerer Mitgliedstaaten 
müsste wesentlich erhöht werden. Die Europäische 
Arbeitsbehörde oder die Europäische Kommission 
sollte zudem untersuchen, ob die Sanktionen in 
den Mitgliedstaaten tatsächlich angemessen und 
abschreckend sind

Einsatz von Künstlicher Intelligenz 

Die Verwendung von Systemen der Künstlichen 
Intelligenz (KI) ist in den letzten Jahren in viele 
Lebensbereiche und auch in die Arbeitswelt 
vorgedrungen. Neben positiven Erwartungen in 
Richtung Innovation geben KI-Systeme auch Anlass 

https://www.etuc.org/en/document/etuc-resolution-updated-proposal-social-progress-protocol
https://www.oegfe.at/wp-content/uploads/2022/04/PB-092022-3.pdf
https://www.oecd.org/employment/Income-support-for-jobseekers-Trade-offs-and-current-reforms.pdf
https://www.oecd.org/employment/Income-support-for-jobseekers-Trade-offs-and-current-reforms.pdf
https://www.oecd.org/employment/Income-support-for-jobseekers-Trade-offs-and-current-reforms.pdf
https://www.akeuropa.eu/sites/default/files/2019-11/7_PB_Minimum%20standards.pdf
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Living_conditions_in_Europe_-_poverty_and_social_exclusion 
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Living_conditions_in_Europe_-_poverty_and_social_exclusion 
https://www.eapn.eu/wp-content/uploads/2020/11/EAPN-EAPN-Statement-EU-Poverty-Target-4844.pdf
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=738&langId=en&pubId=8510&furtherPubs=yes
https://www.akeuropa.eu/sites/default/files/2022-05/PP_Mindesteinkommen.pdf
https://www.lrsocialresearch.at/sozialforschung/archiv-de/758-Lohn-+und+Sozialdumping+in+%C3%96sterreich.+Eine+Studie+vor+dem+Hintergrund+der+10-j%C3%A4hrigen+Arbeitsmarkt%C3%B6ffnung 
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zu Bedenken, insbesondere im Hinblick auf die 
Sicherheit und den Schutz der Grundrechte von 
Arbeitnehmer:innen und Verbraucher:innen. 

Während das EU-KI-Gesetz für Verbraucher:innen 
einige, wenn auch nicht ausreichende Verbesserungen 
mit sich bringt, griff für den Bereich der Arbeitswelt 
das EU-KI-Gesetz von Beginn an zu kurz: Die Frage 
des Einsatzes von KI am Arbeitsplatz blieb im EU-KI-
Gesetz weitgehend unberücksichtigt und es fehlten 
notwendige Schutzbestimmungen. 

In einem nächsten Schritt erscheint es nun 
jedoch dringend notwendig, dass durch eine 
neue, eigene EU-Richtlinie auch der Einsatz von 
KI am Arbeitsplatz besonderen Schutz erhält und 
europäische Mindestschutzbestimmungen für 
die Arbeitnehmer:innen geschaffen werden. Eine 
solche Richtlinie sollte insbesondere Informations-, 
Mitsprache- und Vetorechte für die Arbeitnehmer:innen 
sowie ihre betrieblichen und überbetrieblichen 
Interessenvertretungen umfassen.

Arbeitszeitverkürzung

Die Erwerbsarbeit ist höchst ungleich verteilt: Einerseits 
gibt es viele, die lange Arbeitszeiten haben. Zu lange 
Arbeitszeiten gefährden jedoch die Gesundheit, 
erhöhen das Unfallrisiko und beeinträchtigen die 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben. Andererseits 
haben viele Menschen in der EU keine Erwerbsarbeit 
oder haben weniger Arbeitsstunden, als sie gerne 
hätten – mit negativen finanziellen Folgen für die 
Betroffenen sowie der Gefahr der sozialen Exklusion. 
Eine fairere Verteilung der Arbeitszeit ist das Gebot der 
Stunde. Damit geht einher, dass intelligente Modelle 
einer spürbaren Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich vorangebracht werden müssen. 
Ziel muss sein, ein Konzept einer „neuen, gesunden 
Vollzeit“ zu etablieren. 

Bevor im Bereich der Arbeitszeitverkürzung auf EU-
Ebene rechtlich verbindliche Maßnahmen gesetzt 
werden können, gilt es, das Thema auf die EU-Agenda 
zu bringen und die politischen Kräfteverhältnisse in 
Richtung der Ermöglichung verkürzter Arbeitszeiten 
zu beeinflussen. Im Zuge des Informationsaustauschs 
und der Koordinierung der Mitgliedstaaten im Rahmen 
der EU-Beschäftigungspolitik können Akteur:innen 
auf EU-Ebene dazu beitragen, geeignete Modelle 
der Arbeitszeitverkürzung zu fördern – in enger 
Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften.

Rechte auf Aus- und Weiterbildung

Um Menschen in der EU für die Erreichung ihrer 
beruflichen Ziele Perspektiven zu geben und 
den umfassenden Bedarf an Fachkräften für 

die Energiewende und die Herausforderungen 
durch die Digitalisierung zu decken, braucht es 
europäisch garantierte Bildungsrechte. Solange keine 
rechtlichen Ansprüche auf Aus- und Weiterbildung 
und Unterstützungsleistungen für Beschäftigte 
und Arbeitsuchende bestehen, können bestehende 
Angebote von vielen Menschen nicht effektiv genutzt 
werden. 

In einer EU-Richtlinie sollten daher Rechtsansprüche 
auf bezahlte Bildungskarenz und Weiterbildung in 
der Arbeitszeit für Beschäftigte festgelegt werden. 
Ebenso gilt es, Rechtsansprüche auf hochqualitative 
Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen 
für Arbeitsuchende in Kombination mit einer 
existenzsichernden Lohnersatzleistung zu verankern.

Arbeitsbedingungen im Care-Bereich

Die Covid-19-Krise hat verdeutlicht, wie stark die 
Gesundheitssysteme EU-weit unter Druck stehen. Auch 
nach dieser Krise verschärfen die oftmals zu geringe 
Personalausstattung und die alternde Gesellschaft die 
prekäre Situation für die Arbeitskräfte und Patient:innen 
weiter. Im gesamten Bereich der Care-Arbeit, etwa 
auch der Kinderbetreuung, ergibt sich auch aus 
der Perspektive geschlechtsspezifischer sozialer 
Ungleichheit großer Handlungsbedarf, insbesondere 
mit Blick auf die Gender Pay Gaps und Gender Pension 
Gaps. 

Mit einer Entschließung des Europäischen Parlaments 
aus 2022 und der Care-Strategie der Europäischen 
Kommission haben auch die EU-Institutionen den 
Wert von Care-Arbeit für die Gesellschaft sowie beste-
henden Handlungsbedarf betont. Hier braucht es 
von der EU-Ebene jedoch noch mehr, unter anderem 
konkrete, überprüfbare Ziele und Kriterien, EU-Finan-
zierungsinstrumente sowie europarechtliche Maßnah-
men.

Mit zwei konkreten Legislativvorschlägen könnten eu-
ropaweit Fortschritte geschaffen werden: Durch eine 
neue EU-Richtlinie für Gesundheitsberufe könnten 
die Arbeitsbedingungen EU-weit attraktiver gemacht 
werden. Eine neue EU-(Rahmen-)Richtlinie könnte 
weiters im Bereich der Langzeitpflege grundsätzliche 
Rechte und Pflichten als EU-weite Mindeststandards 
festlegen und u. a. die Themen An- und Abreise der 
Betreuer:innen, Vertragsbeziehungen zwischen Agen-
turen und Betreuer:innen, Mindeststandards für die 
Qualitätssicherung sowie eine verpflichtende Regis-
trierung von Agenturen als Voraussetzung für deren 
Tätigkeit regeln.

https://www.beuc.eu/press-releases/eu-rules-ai-lack-punch-sufficiently-protect-consumers
https://www.etuc.org/en/document/etuc-resolution-calling-eu-directive-algorithmic-systems-work
https://www.akeuropa.eu/de/weissbuch-zur-kuenstlichen-intelligenz
https://www.gesundearbeit.at/cms/V02/V02_2.7.a/1342537598877/psychische-belastung/arbeitszeit/laengere-arbeitszeiten-machen-krank
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Labour_market_slack_-_employment_supply_and_demand_mismatch 
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Labour_market_slack_-_employment_supply_and_demand_mismatch 
https://www.arbeiterkammer.at/neuevollzeit
https://www.arbeiterkammer.at/neuevollzeit
https://www.akeuropa.eu/sites/default/files/2022-07/AKEurope_Policy7-22_CareStrategy_lay2.pdf
https://www.akeuropa.eu/sites/default/files/2022-07/AKEurope_Policy7-22_CareStrategy_lay2.pdf
https://www.akeuropa.eu/sites/default/files/2022-11/PP_EUCareStrategy_DE_Lay2_js MM20221110.pdf
https://www.akeuropa.eu/sites/default/files/2022-11/PP_EUCareStrategy_DE_Lay2_js MM20221110.pdf
https://www.akeuropa.eu/sites/default/files/2022-11/PP_EUCareStrategy_DE_Lay2_js MM20221110.pdf
https://www.akeuropa.eu/de/policy-brief-improving-conditions-health-professionals-and-live-care-workers
https://www.akeuropa.eu/de/policy-brief-improving-conditions-health-professionals-and-live-care-workers
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• • Mit einer Richtlinie sollten Mindeststandards 
für die Arbeitslosenversicherungssysteme der 
Mitgliedstaaten festgelegt werden, die sich auf die 
Nettoersatzraten, die Abdeckungsraten und die 
Anspruchsdauern des Arbeitslosengeldes bezie-
hen.  

• • Eine EU-Rahmenrichtlinie zu 
Mindestsicherungssystemen sollte 
Mindestvorgaben u.a. zur Höhe und Abdeckung 
von Mindestsicherungsleistungen machen. 

• • Ein breites Maßnahmenpaket ist notwendig, um 
grenzüberschreitendes Lohn- und Sozialdumping 
wirksamer zu bekämpfen. Unter anderem muss 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von 
Behörden und die Vollstreckung von Strafen 
verbessert werden, um zu verhindern, dass 
Unternehmen auf dem Binnenmarkt Arbeits- und 
Sozialrecht umgehen. 

• • Der Einsatz von Künstlicher Intelligenz am 
Arbeitsplatz verlangt nach neuen Schutzrechten 
für Arbeitnehmer:innen, wie Informations-, 
Mitsprache- und Vetorechte für die Beschäftigten 
sowie ihre Interessenvertretungen. 

• • Angesichts der hohen Anforderungen nach Aus- 
und Weiterbildung braucht es effektive soziale 
Rechte: Rechtliche Ansprüche auf bezahlte 
Bildungskarenz und Weiterbildung während der 
Arbeitszeit für Beschäftigte und auf Aus- und 
Weiterbildung einschließlich existenzsichernder 
Lohnersatzleistung für Arbeitsuchende müssen 

verankert werden. 

• • Es braucht EU-Richtlinien mit Mindeststandards 
für die Arbeitsbedingungen in den 
Gesundheitsberufen und im Bereich der 
Personenbetreuer:innen (live-in care workers). 

• • In der EU sollte ein koordinierter 
Informationsaustausch über geeignete Modelle der 
Arbeitszeitverkürzung initiiert werden – in enger 
Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften. 

Politikvorschläge

Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die 
gesetzliche Interessenvertretung von rund 
3,8 Millionen Arbeitnehmer:innen und 
Konsument:innen in Österreich. Sie vertritt ihre 
Mitglieder in allen sozial-, bildungs-, wirtschafts- 
und verbraucherpolitischen Angelegenheiten auf 
nationaler sowie auch auf der Brüsseler EU-
Ebene. 
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